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Sehr geehrter Herr OberbOrgermeister, 

der Presse ist zu entnehmen. dass Abschiebungen nach Afghanistan momentan forciert 
werden. Hintergrund ist die höchst kritisch zu betrachtende Ausweisung von Teilen 
Afghanistans als sichere Gebiete, in die folgerichtig zurl'lckgeführt werden könnte. Sowohl 
unterschiedliche Organisationen wie auch direkt von der Abschiebung bedrohte Personen 
haben sich an unsere Fraktion gewandt und um Unterstatzung gebeten. Nach 
Informationen der Landtagsgranen leistet der Bayerische Innenminister der jüngsten 
Sammalaufforderung seines Kollegen Herrn Innenminister de Maiziere bereits folge und 
sucht afghanisehe Flüchtlinge zur umgehenden Abschiebung. 

ln NOrnberg leben schon seit einigen Jahren viele junge Afghanen. Sie sind grundsätzlich 
gut integriert, sprechen die deutsche Sprache und streben Schulabschlusse an oder 
arbeiten (teilweise in unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen) bereits. 

Mit großem Engagement hat die Stadt Nümberg den Jugendlichen die Möglichkeit der 
schulischen Bildung und fUr junge GeflUchtete eine Bleibeperspektive im Rahmen der 
"2+3~ Strategie eröffnet. Hoch motiviert nutzen viele Jugendliche diese Chance. Immer 
wieder erfahren wir auch davon. dass Untemehmen Ausbildungsplätze anbieten, eine 
Ausbildung aber an aufenthaltsrechtlichen HOrden scheitert oder Arbeitsverhältnisse 
aufgrund einer nicht Wirksamen oder entzogenen ArbeitSgenehmigung nicht zustande 
kommen bzw, gekündigt werden müssen. 

Das Dilemma besteht vor allem darin, dass die geduldeten Flüchtlinge dazu aufgefordert 
werden einen Pass vorzulegen. Tun sie dies nicht, wird ihnen die Arbeitserlaubnis 
entzogen. Legen sie einen Pass vor können sie (und werden nach neuer Gesetzeslage 
aller Voraussicht nach) abgeschoben werden. ln Afghanistan haben die Geflohenen, 
sofern sie Oberhaupt überleben, keine Chance auf eine annähernde menschenwürdige 
Existenz. 

Nachdem bei der Stadt NOrnberg für den Vollzug einer Abschiebung die Ausländerbehörde 
verantwortlich ist, stellen wir einen Antrag mit der Bitte im j(ommenden Ausschuss fUr 
Recht, Wirtschaft und Arbeit und in der kommenden Sitzung der KommissiOn für 
Integration die folgenden Fragen zu beantworten: 
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1. viele afghanisehe Fluchtlinge leben momentan in Nornberg? Bitte 
aufschlOssein nach Dauer des Aufenthalts in Deutschland und nach 
Aufenthaltsstatus. 

2. Wie vielen afghanischen Flüchtlingen wurde in den letzten Wochen und Monaten 
eine Duldung mit einer Dauer von einem Monat oder kürzer ausgestellt? 

3. Wie viele Personen wurde seit diesem Jahr dazu aufgefordert einen Pass 
vorzulegen? 

4. Wie vielen Personen wurde in diesem Jahr die Arbeitserlaubnis entzogen? 
5. Welche Aktivitäten unternimmt das Ausländeramt in Sachen RUckfOhrung nach 

Afghanistan, welche Vorgaben liegen diesen Aktivitäten zu Grunde? 
6. Wie viele Afghanen wurden in diesem Jahr aus Nümberg abgeschoben? 
7. Welche Möglichkeit gibt es für langjahrig geduldete Afghanen in NOmberg einer 

Abschiebung zu entgehen? · 
8. Die Stadt NOrnberg erneuert ihre Aufforderung an das Bayerische Innenministerium 

(Beschluss der Kommission fUr Integration vom 04.07.2013) die Abschiebungen 
nach Afghanistan auszusetzen. 

Mit freundlichen GrOßen 

Elke Leo 
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
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